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Umstrittene Wegwerfsäcke
Zurzeit sind in der Schweiz die weissen Plastiksäcke an den Kassen der Detailhändler stark umstritten –
umweltbelastend, eine Gefahr für Tiere oder der lange Abbauprozess sind Argumente für das Verbot der Plastiksäcke. 

MAGDALENA HILBE

VADUZ. Die Meinungen in der
Schweiz zu den Plastiksäcken sind
geteilt: Das Parlament entschied
sich vor rund einem Jahr für ein
Verbot, doch jetzt wird auch über
eine mögliche Kostenpflicht ge-
sprochen – somit sollen Säcke wie-
derverwendet werden. Die Um-
welt und auch Tiere könnten ge-
schützt werden. Doch für einige ist
die entstehende Umweltbelastung
durch Plastiksäcke nicht erheblich
und ein Verbot nicht verhältnis-
mässig. Trotzdem gibt es Gründe
gegen die Plastiksäcke: «Achtlos
weggeworfene Plastiksäcke kön-
nen einen negativen Einfluss auf
unsere Umwelt haben», sagt bei-
spielsweise Manfred Frick vom
Amt für Umwelt. 

Tiere durch Plastik gefährdet

Plastik braucht viele Jahre, bis er
verrottet, und kann Fische, Vögel
und auch andere Tierarten bedro-
hen. Zudem kommt, dass einige
Tiere den Plastik essen und somit
auch die Menschen gefährdet wer-
den. «Deshalb ist ein sorgsamer
und verantwortungsvoller Um-
gang mit Plastiksäcken sicher rich-
tig», sagt Manfred Frick. Ein Verbot
sei jedoch nur eine von mehreren
Lösungen. Kostenpflichtige Plas-
tiksäcke wäre ein weiterer Vor-
schlag. Doch können die Men-
schen so auf die Wichtigkeit des
Entsorgens von Plastik aufmerk-
sam gemacht werden? «Mit einer
Gebühr kann die Verwendung von
Plastiksäcken reduziert und die
Sammelquote erhöht werden.
Doch achtloses Wegwerfen von
Abfällen ist eine Sache des Charak-
ters eines Menschen und kann
wohl eher nicht durch die Kosten-

pflicht verändert werden», sagt
Manfred Frick. Doch sind die
Menschen wirklich so unachtsam
geworden? Ein Blick auf die Strasse
zeigt, dass immer noch Abfall von
Fastfood-Restaurants achtlos weg-
geworfen wird und Hundekot
noch immer auf der Strasse liegt
und nicht in den dafür vorgesehe-
nen «robidog»-Behältern entsorgt
wird.

Doch immer wieder werden
Kampagnen gestartet, um die
Menschen auf ihr Verhalten hinzu-
weisen. Das Recycling Center El-
kuch Josef AG hat beispielsweise
ein Projekt «Getrennte Kunststoff
Sammlung – gekus» gestartet, wel-
ches eruiert, ob sich die getrennte
Sammlung von Kunststoff tatsäch-

lich in die Praxis umsetzen lässt.

Getrennte Kunststoffsammlung

Den Anlass für das Pilotprojekt
gab der jährliche Kunststoffver-
brauch von mehr als 125 Kilo-
gramm pro Person und eine Re-
cycling-Quote von lediglich 15
Prozent. Dazu kommt das stetige
Wachstum des Verbrauchs von
Kunststoff. Da mehr als 60 Prozent
aller Kunststoffverpackungen aus
Privathaushalten stammen, wurde
als erster Schritt eine getrennte
Kunststoff-Sammelstelle für Pri-
vat- und Kleingewerbekunden in
der Wertstoffsammelstelle «Ent-
sorgi» eingerichtet. Somit werden
die Menschen auf das Trennen von
Kunststoff aufmerksam gemacht.

Doch die Idee von «gekus» ist neu.
Zuvor wurde nicht getrennt, da der
Transport das Problem war. «Das
Material ist hochwertig. Doch der
Transportaufwand kostet zu viel
Geld», sagt David Elkuch, Ge-
schäftsführer vom Recycling Cen-
ter Elkuch Josef AG. Zum Trans-
portaufwand gehört das Einsam-
meln des Materials. Zudem muss
es an den richtigen Ort gebracht
werden, damit es recycelt werden
kann.

Umstrittenes Thema 

In der Schweiz wird weiterhin
heftig diskutiert: Am vergangenen
Freitag hat das Bundesamt für
Umwelt (Bafu) interessierte Kreise
zu einem Stakeholder-Treffen ein-

geladen, um über die Umsetzung
des Verbots zu diskutieren, wie die
Nachrichtenagentur sda berichtet.
Die Stossrichtung der Motion des
CVP-Nationalrats Dominique de
Buman wird grundsätzlich von
den Stakeholdern unterstützt: Die
Menge der Plastiksäcke soll einge-
dämmt und die Mehrfachnutzung
von Einkaufssäcken gefördert wer-
den. 

Zudem wurde beim Treffen der
Vorschlag, eine Kostenpflicht für
Einkaufstaschen, unabhängig vom
Herstellungsmaterial, einzufüh-
ren, vorgebracht. Wobei eine Ge-
bühr oder eine Abgabe auf Ein-
kaufstaschen kein Thema sei.
Doch der Schweizerische Gewer-
beverband (SGV) und das Konsu-
mentenforum (kf) kritisierten den
Entwurf der vom Bafu vorgefertig-
ten Pressemitteilung. «Mit diesem
Vorgehen überschreitet das Bafu
klar seine Kompetenzen und setzt
sich über das Parlament hinweg»,
schreibt der SGV. Zu einem Ent-
scheid über die Umsetzung des
Plastiksack-Verbots ist es nicht ge-
kommen.

Auch für Liechtenstein ein Thema

Ob das Verbot der weissen Plas-
tiksäckchen auch bald in Liech-
tenstein eingeführt wird, ist noch
unklar. «Diesbezügliche Verände-
rungen in der Schweiz werden be-
obachtet und falls erforderlich
übernommen», sagt Manfred
Frick. Die Meinungen werden
wahrscheinlich immer auseinan-
dergehen. Doch allein ist die
Schweiz mit dem Verbot der Plas-
tiksäcke im Detailhandel nicht.
Denn Frankreich, China und Aus-
tralien haben die weissen Säcke
bereits aus dem Sortiment ver-
bannt.

Bild: Daniel Schwendener

Die umstrittenen Plastiksäcke gibt es an den Kassen der Detailhändler gratis zum Mitnehmen.

Minim mehr 
Arbeitslose
VADUZ. In Liechtenstein sind im Ja-
nuar 485 Arbeitslose registriert ge-
wesen und damit vier mehr als im
Vormonat. Die Arbeitslosenquote
verharrte bei 2,5 Prozent, wie der
Arbeitsmarkt Service gestern mit-
teilte. Der Grossteil der Arbeitslo-
sen ist 25 bis 49 Jahre alt. In dieser
Kategorie erhöhte sich die Zahl der
Arbeitslosen um 16 auf 285. 71
Personen ohne Arbeit sind Ju-
gendliche, weitere 129 Arbeitslose
über 50 Jahre alt. Betriebe mit wirt-
schaftlich bedingter Kurzarbeit
waren nicht bei den Behörden re-
gistriert. Die Zahl der gemeldeten
offenen Stellen lag mit 259 deut-
lich unter jener des Vormonats, als
298 Arbeitsstellen zu besetzen
waren. Gegenüber dem Vorjahres-
monat erhöhte sich die Arbeitslo-
sigkeit um 16 Personen. (sda)

REGION

Stromschlag:
schwer verletzt
ST. GALLEN. Ein 27jähriger Mann 
ist in der Nacht auf Dienstag in 
St. Gallen durch einen Strom-
schlag schwer verletzt worden. Der
angetrunkene Mann berührte eine
Fahrleitung der SBB. Mit schweren
Verbrennungen wurde er ins Spital
gebracht, wie die Stadtpolizei ges-
tern meldete. Der Unfall ereignete
sich kurz nach 1.30 Uhr. Auf dem
Nachhauseweg wollte der ange-
trunkene Mann seiner Begleiterin
einen Seiltanz auf der SBB-Fahrlei-
tung vorführen. Dazu sprang er
über das Geländer von der Spin-
nereibrücke auf das Schutzdach
über der Fahrleitung. Trotz War-
nungen seiner Begleiterin setzte
der Mann den Fuss auf das Tragseil
der Fahrleitung. Dadurch löste er
einen Stromschlag von 15 000 Volt
aus, der sein Bein in Brand setzte.
Durch seine Begleiterin und einen
Passanten konnte das Feuer ge-
löscht werden. (sda)

Unterstützung
durch Unia
ST. GALLEN. Auch die Unia will sich
am Protest gegen die geplante
Schliessung des italienischen Kon-
sulats in der Stadt St. Gallen betei-
ligen, wie die Gewerkschaft ges-
tern mitteilte. Mit dem Konsulat
seien viele italienische Migrantin-
nen und Migranten emotional
stark verbunden. Das Konsulat sei
für die in der Ostschweiz lebenden
Italienerinnen und Italiener ein
Symbol der Heimat und nicht
bloss ein Ort staatlicher Bürokra-
tie, heisst es im Unia-Communi-
qué. Das italienische Aussenmi-
nisterium will das Konsulat in 
St. Gallen aus Kostengründen
schliessen. Vergangene Woche de-
monstrierten rund 200 Italienerin-
nen und Italiener friedlich gegen
die Schliessung. Die Sektion Ost-
schweiz-Graubünden der Gewerk-
schaft Unia fordert die Behörden
von Stadt und Kanton St. Gallen
auf, beim italienischen Staat zu in-
tervenieren und ihren Einfluss gel-
tend zu machen, damit das Kon-
sulat in der Stadt St. Gallen erhal-
ten bleibt. (sda)

Demokratie. Macht. Sinn.
Initiative und Referendum – die zwei Instrumente von Bürgern in einer Direkten Demokratie. Sie können 
als Notbremse genutzt werden, genauso als Mahnung – gerichtet an die Politik – und als Misstrauenszeichen.
RAMONA BANZER

GAMPRIN. Volksinitiative, Ge-
meindeinitiative, Referendum,
Misstrauensantrag, Petition: Dem
Liechtensteiner Volk stehen In-
strumente zur Verfügung, um sein
Recht wahrzunehmen, durchzu-
setzen und Einspruch zu erheben.
Von 1919–2013 gab es in Liech-
tenstein 42 Initiativen, 42 Land-
tagsbegehren, 27 Referenden. Von
1919–2012 wurden 12 Initiativen,
19 Landtagsbegehren und 11 Re-
ferenden angenommen.

Abgestimmt ohne Rechtsgrundlage

Die Direkte Demokratie entwickelt
sich ständig weiter. Dies zeigte Po-
litologe Wilfried Marxer gestern in
seinem Auftaktreferat zur Vortrags-
reihe «Direkte Demokratie – In-
strumente, Nutzung, Wirkung»
vom Liechtenstein-Institut auf. In
Liechtenstein weist die Entwick-
lung der Volksrechte gleich zu An-
fang eine Eigenart auf: Obwohl
erst 1921 die Rechtsgrundlage für
Volksabstimmungen besteht, gab
es schon zwei Jahre davor die ers-
ten Abstimmungen. «Nach dem
Ersten Weltkrieg herrschte auch in
Liechtenstein eine Art Aufbruchs-
zeit. Behörden versuchten mittels
solcher Abstimmungen ein Ge-
spür dafür zu bekommen, wie der
Rückhalt im Volke ist», erklärte
Marxer. 

Unvollständigkeiten beheben

Anhand der beiden Initiativfor-
men – Einfache und Formulierte –
machte der Politologe deutlich,
wie die Erfahrung mehr und mehr

zu Verbesserungen führte. So
wurde beispielsweise 1996 einge-
führt, dass man Initiativen auch
zurückziehen kann. 

Diese Klausel muss jedoch in
dem Vorstoss deutlich geschrieben
sein, so wie etwa in der aktuellen
Initiative «WinWin50». Es sei je-
doch nicht klar geregelt, wer genau

das Recht hat, die Initiative zu-
rückzuziehen. Dies kann zu Pro-
blemen führen: «Ich hatte einmal
den Fall, dass zwei Bürger im
Namen von zwei Verbänden eine
Initiative einreichten. Später stellte
sich die Frage, wer einen Rückzug
beantragen kann, ob dafür auch
die Zustimmung der Verbandsmit-

glieder nötig ist», erzählte Marxer
von einem Beispiel, das sich im
Rahmen der Einführung des Ta-
bakpräventionsgesetzes ereignet
hatte.

Freiwillig beglaubigt

Damit eine Initiative zustande
kommt, müssen 1000 bzw. für Ver-

fassungsinitiativen 1500 gültige
Unterschriften innert sechs Wo-
chen gesammelt werden. 

Hierbei wies Marxer auf eine
Spezialität hin, die nicht vielen be-
kannt ist: «Es wird zwar in Liech-
tenstein anstandslos so gehand-
habt, dass die Unterschriften noch
vor Einreichung bei der Regierung
von den Gemeinden beglaubigt
werden, aber dies sieht die Verfas-
sung gar nicht vor. Also sprich,
wenn es ein wenig harzt beim
Stimmensammeln, kann man
auch ohne Beglaubigung die Un-
terschriften abgeben und kann so
die Frist bis ganz zum Schluss nut-
zen.» 

Deutliche Unterschiede zur Schweiz

Im Anschluss des Vortrags konnte
das Publikum noch Fragen stellen
– und sogleich meldeten sich auch
einige, um nachzuhaken. Darun-
ter ein Schweizer Zuhörer, der wis-
sen wollte, wieso in Liechtenstein
das Volk nicht zwangsläufig über
jede Verfassungsänderung abstim-
men muss. «Das ist natürlich ein
grosser Unterschied zur Schweiz.
Man muss hierbei die Historie in
Liechtenstein betrachten – etwa,
dass die Verfassung aus monar-
chischen Strukturen entstand.
Meiner Meinung nach gibt es auch
gar keinen Zwang dafür, das Volk
in jedem Fall abstimmen zu las-
sen, denn manche Änderungen
sind so marginal, dass der Auf-
wand, extra eine Abstimmung zu
lancieren, in keinem Verhältnis
mehr stehen und nur unnötig in
die Länge ziehen würde», antwor-
tete Wilfried Marxer.

Bild: Daniel Schwendener

Wilfried Marxer führte das Publikum durch die Geschichte der Volksrechte.


